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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat unter
Mitwirkung des Uenatsprédsidenten Ascher und dexr Bundes-
richter Raske, Johannsen, Dr. Graf und von der Mithlen
auf die miindliche Verhandlung vom 18. November 1966

fir Recht erkannt:

Auf die Revision des Xlégers wird das
Urteil des 19. Zivilsenats des Oberlan-
desgerichts Hamm vom 3. Juni 1965 aufge-
hoben und der Rechtsstreit zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung, auch iiber
die Kosten der Revision, an das 3erufungs-
gericht zurlickverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbesgtand:

Der am (D 7921 geborene Klidger und die am
2. Janvar 1922 geborene Beklagte, die katholisch sind,
haben am 27. August 1954 in RESNNNGEEY iic Ehe ge-
schlossen. Kinder sind aus dieser nicht hervorgegangen.
Der letzte eheliche Verkehr fand im Oktober 1959 statt.

Bis zum Somnmer 1959 verlief die Ehe der“farteien
harmonisch. In den folgenden Monaten trat jedoch eine
zunehmende Entfremdung ein. Im Mdrz 1960 kamen die Par-
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teien, die unter der fehlenden Harmonie sehr litten, auf
den Vorschlag eines um Rat gefragten Geistlichen iiberein,
voriibergehend getrennt zu leben. Der Klédger trat deshalb
am 14. Mirz 1960 eine auch &rztlich empfohlene Reise an.
Er kehrte jedoch noch an demselben Tag zuriick, weil er
auf der Fahrt einen leichten Nervenzusammenbruch erlitten
hatte. Auf sein Anraten hin fuhr die Beklagte am folgenden
Tag mit seiner Schwester nach Bad Schlangenbad. In einem
~Brief vom 28; Mirz 1960 teilte der Kldger der Beklagten
mit, daf er sich von ihr scheiden lassen wolle und sie
nicht nach R- zuriickkehren solle. Als die Be-
klagte dann antwortete, daB ihr Platz in RINGND |
sei, wurde ein Kaplan eingeschaltet, der vorschlug, daB
die Beklagte eine Zeitlang zu ihren Eltern nach Koblenz
reisen moge. Die Beklagte begab sich dorthin, fuhr aber
nach einigen Tegen zu ihrem Bruder nach K&ln. Als der Kli-
ger von seiner Schwigerin aus Koln erfuhr, daB die Beklag-
te einem Nervenzusammenbruch nahe sei, lieB er sie, um eine

Behandlung in einer Nervenheilanstalt zu vermeiden, von ei-
nem Verwandten nach R olen. Der Kliger hatte
sich kurz vor ihrer Ankunft im ersten Stock des Hauses, in
dem sich die EheWohnung befand, ein Zimmer eingerichtet.

In diesem schlief er nachts. Auf Zureden des Kaplans fuhr
die Beklagte am 14. April 1960 wieder zu ihren Eltern nach
Koblenz. Mitte Ilai 1960 begab sie sich wieder nach Koln,

wo sie am 22. Mai 1960 einen juristisch vorgeblldeten Geist-
lichen aufsuchte, bei dem sie sich Rat holen wollte, wie sie
sich gegenliber dem Scheidungsverlangen des Kligers zu ver-
halten habe. Als sie Ende Mai 1960 nach RN --
riickkehrte, hatte der Kldger ihre Wdasche und einige Mobel
'in drei Rdéume 1m oberen Stockwerk des Hauses schaffen las-
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gsen. Er sclbst lebte fortan in der Ehewohnung.

Im August 1960 hat der Kldger auf Scheidung der Ehe
der Parteien aus dem Verschulden der Beklagten nach § 43
. EheG geklagt. Die Klage ist durch Urteil des Landgerichts
vom 5. Oktober 1960 abgewiesen worden. Das Urteil ist
rechtskridftig. Am 31. Oktober 1960 teilte der Kliger der
Beklagten durch Schreiben seines ProzefBbevollmiachtigten
mit, daB er bereit sei, am 10. Januar 1961 die eheliche
Gemeinschaft aufzunehmen. Am 11. Januar 1961 kam dic Be-
klagte wieder in die Ehewohnung. Der Klédger liefl auch ih-
re Sachen dorthin schaffen. Auf Wunsch des Kliégers benutz-
ten die Parteien getrennte Schlafzimmer.

- Am 20. Februar 1961 wurde die Beklagte an das Kran-
kenbett ihres schwer leidenden Vaters nach Koblenz geru-
fen. Siec pflegte ihn bis zu seinem Tode FEnde 1962 und war
in der Zwischenzeit nur im Mai und Oktober 1961 kurz in
RN Dic Beklagte blieb auch nach dem Tode ih-
res Vaters in Koblenz bei ihrer Mutter, da der Kliéger in
einem Unterhaltsprozef erklirt hatte, daB er die Ehe mit
der Beklagten nicht mehr fortsetzen wolle. |

y Im M&rz 1964 hat der Kliéger erneut;auf Scheidung ge-
‘klagt. Er hat geltend gemacht, daB die hiusliche Gemein-
‘schaft mehr als drei jahre aufgehobén und die Ehe vollig
- zerrittet sei, und er hat im e;stén Rechtszug.beantragt,

die Ehe derAParteien~nach § 48 BheG zu scheidén.-

Die Beklagte hat'beantragt, die‘Klage abzuweisen.




Sie hat der Scheidung widersprochen und vorgetragen:
Die Zerrittung der Ehe sei ausschliefBlich vom Klédger ver-
schuldet worden. Er habe bei der Wiederaufnahme der ehe-
lichen Lebensgemeinschaft am 11. Januar 1961 wenig ehe--
liche Gesinnung gezeigt und ihr bei ihrem Erscheinen in
der Ehewohnung nicht einmal die Hand gegeben. Sie sei im
Mai 1961 von Koblenz ndach RSN zuriickgekehrt,
um wieder ein besseres eheliches Verhdltnis zum Kléger
zu gewinnen. Sie sei jedoch wieder an das Krankenbett ih-
res Vaters gerufen worden, und der Kldger habe die erneute
Abreise nach Koblenz gebilligt. Die Briefe, die sie dann
von Koblenz aus an ihren Mann geschrieben habe, habe die-
ser unbeantwortet gelassen.

‘Das Landgericht hat die Klage abgewiesen.

Der Kldger hat Berufung eingelegt und sein Scheidungs-
begehren nunmehr in erster Linie auf § 48 EheG, hilfswei-
‘se auf § 43 EheG ‘gestutzt. Er hat-vorgebracht*w

Die Beklagte habe d1e Ehe daduroh zerruttet daBl sie
wegen der Klndnr1031gke1t hysterlsch.geworden sei. Sie ha-
be den ehelichen Verkehr zur Verbesserung der Empfingnis
80 reglementiert, daB es ihn angewidert und bei ihm zu ei-
ner tiefen Abneigung gegen die Beklagte gefiihrt habe. Dicse
habe ihn bei anderen Personen schlecht‘gemacht“und ihnen
gegeniiber ungehdrig iiber Angelegenheiten der ehelichen In-
timsphiére gesprochen, auch noch nach Abwéisung der im Vor-
~ prozeB erhobenen Klage. Die am 14. April 1960 vollzogene
~ Trennung gehe auf sie zuriick. Wihrend des kurzen Aufent-

‘halts der Beklagten in der Ehewohnung vom 10. Januar bis
zum 20. Februar.19614sei es nicht zum ehelichen Verkehr




und zu keiner persdnlichen Anndherung gekommen. Die Par-
teien hdtten in dieser Zeit getrennt gewirtschaftet, und
die Beklagte habe sich nicht um seine Versorgung gekiimmert.
Nach der Abreise der Beklagten habe er ihre Briefe unbe-
antwortet gelassen, weil er nichts mehr mit ihr habe zu

tun haben wollen.

Dic Beklagte hat beantragt, die Berufung zuriickzuwei-
sen, hilfsweise festzustellen, daB den Kléger ein Verschul-
den treffe. Sie hat Eheverfehlungen in Abrede gestellt und
daran festgehalten, dafl der Xliger die Zerriuttung der Ehe

- allein oder mindestens iliberwiegend verschuldet habe. Er ha-

be grundlos den ehelichen Verkehr aufgegeben, die Einsam-
keit gesucht, seiner Sekretirin Mitteilung iiber die Ehekrise
gemacht und sich am 14. April 1960 im Haus der Parteien ge-
trennt. Am 22. Mai 1960 habe er in ihrer Abwesenheit das
Tirschlofl zur ehelichen Wohnung ausgewechselt und ihre Sa-
chen in das obere Stockwerk schaffen lassen. Am 5. Oktober

- 1960 habc er sichtbar fiir alle Hausbewohner vor ihrer Zim-

- mertiir ein Kruzifix, einen Wéihwasserkrug und seinen Ehe-

e ring und einen Zettcl mit einem sie krénkenden Inhalt nie-

'dergelegt.

Das Oberlandesgericht hat die Berufung des Klidgers

- guriickgewiesen..

Mit der Revision verfolgt der Klidger sein Scheidungs-
begehren, soweit es auf § 48 EheG gestiitzt ist, weiter.

Die Beklagte beantragt, die Revision zuriickzuweisen.




Entscheidungsgriinde:

1. Da die Revision nur nach MaBgabe des § 547 Abs. 1 ZPQ
statthaft ist, hat das Revisionsgericht sich auf die Prii-
fung zu beschrénken, ob die Annahme des Berufungsgerichts,
daBl gegeniiber dem auf § 48 EheG gestiitzten Scheidungsbegeh-
'rcn der von der Beklagten erhobene Widerspruch durchgreife,
rechtlichen Bestand hat. Nicht nachprifbar ist die Abwei-
sung'dcs hilfsweise auf § 43 EheG'gestﬁtzten Scheidungsbe-
gehrens sowie die in dem angefochtenen Urteil getroffenc
Feststellung, daB die h#usliche Gemeinschaft der Parteien

" seit drei Jahren'aufgehobeﬁ und ihre Ehe unheilbar zerriit-

~ tet sel, und dall damlt die Voraussetzungen des § 48 Abs. 1
| DheG gegeben seien.

2. In dem angefochtenen Urteil wird ausgefiihrt, daB der
flKlager dic Zerrittung der Ehe uberw1egend vérschuldet habe.
Das Berufungsgerlcht sieht die vom Kliger zu verantworten-
de maBgebllche Zerruttungsursache darin, daB er sich wegen
f,der Klnder1031gke1t der Ehe der Parteien von der Beklagten
| losgesagt habe. Nach seinem Blngestandnls habe er niemals
die Moglichkeit einer Adoption eines oder mehrerer Kinder
mit der Beklagten erdrtert. Zr habe auch nichts dariiber vor-
getragen, was. er sonst unternommen habe, um seiner Ehe ei-
nen den fehlenden Kindersegen ausgleichenden Inhalt zu ge-
ben. Seine Abwendung werde nicht dadurch entschuldigt, da8
die Beklégte*Ratschlége fiilr eine vermeintliche Verbesserung
der Empfingnis habe befolgen wollen und in Erfiillung dieser
'Ratschlige Temperaturmessungen durchgefiihrt und an bestimn-
ten Tagen Geschlechtsgemeinschaft mit 1hrem Mann gesucht ha-
be. Derartige Bemuhungen hdtten dem gemelnsamen Wunsch der




e trotz aller Sen81b111tat mit der Beklagten zusammenleben
-+ konnen, ohne selbst ernsthaften kOrperlichen oder seeli-
" .schen Schaden zu ‘nehmen. Er habe es versdumt, mit der Be-

'fﬁgten in kelner Welse geandert, sondern sowohl den geschift-

1:; fgroBere Bedeutung belgemessen als der Erhaltung seiner The.
- “Wenn der Klﬁger der Ehe den Platz elngeraumt hitte, den sie
?'“4:{ﬁbe1 richtiger Wertung und nach dem Geldbnis beider Parteien
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Parteien gedient, der Kladger habe solche Ansinnen auch nie-
mals ernsthaft beanstandet. Das Verhalten des Kligers werde
'nicht dadurch gerechtfertigt, daB die Beklagte ihn zur MaBi-
gung im Alkoholgenufl, zur Vermeidung ilbermédBiger Gesellig-
keit sowie zur Schdnuhg'seiner Kréfte aufgefordert habe,

und daB sie die von ihm allein durchgefiihrten Erholungsspa-
ziergénge beanstandet habe. Solche Vorhaltungen habe die Be-
klagte aus Sorge um die Gesundheit ihres Mannes und den Be-
stand der Ehe gémacht.>Der Kldger kdnne sich nicht darauf
‘berufen, daB die Beklagte anderen Personen Intimit&dten des
Ehelebens mitgeteilt habe. Davon habe er erst erfahren,
"nachdem er den Brief vom 28. Mérz 1960, in dem er sie zur
"Einwilligungain,die‘Scheidung'aufgefordert habe, geschrieben
habe. Auch wenn bericksichtigt werde, daB der Kl&dger sehr
sensibel sei und seit dem Oktober 1960 eine Aversion gegen
seine Frau empfunden habe, ktnnte das eine fiir ihn gilinsti-~
ge Beurteilung der Frage, ob die Zerriittung auf seinem Ver-
schulden beruhe, nicht'reéhtfertigen, denn er habe keine
stichhaltigen Griinde fiir eine Abnelgung gehabt. Zr hétte

klagten die ge13t1g~seellsche Gemeinschaft zu,suchen, die
cs ihm ermﬁglicht hédtte, iliber die Enttiduschung hinwegzukom-
men. Er habe sein Leben trotz aller Vorschlidge der Beklag-

~.lichen Angelegenhelten wie den Geselllgkelten eine weit

fffbel der Heirat hattelhaben sollen, wire die Ehe nicht an




der Kinderlosigkeit und den daraus resultierenden Bemnii-
hungen zerbrochen, die geschlechtlichen Beziehungen vor-
wiegend noch als Mittel zur Uberwindung dieses Hindernis-
- ses einzusetzen und zu bewerten. |

Zutreffend ist das Berufungsgericht davon.auSgegangmu

daB nicht schon die unverschuldete Kinderlosigkeit einem
. Ehegatten die sittliche Berechtigung gibt, sich von der
Ehe 1oszusagen, und daB er das'Reéht dazu auch nicht aus
seelischen oder charakterlichen Mingeln des Fhepartners
herleiten kann, die im Verlaufe der Ehe hervorgetreten
- sind, sich aber nicht in schwer ehewidrigen Handlungen ge-
duBert haben, ebensowenig ohne weiteres daraus, daB es ihm
nicht gelungen-ist,-mitvdem~Ehepartner in die rechte leib-
liche und seelische Gemeinschaft zu kommen, und daB dessen
Verhalten in ihm eine Abneigung gegen den Ehepartner her—
vorgerufen hat. Es kann auf sich beruhen, ob die Riige der
Revision berechtigt ist, das Berufungsgericht habe zu Un-
recht in der Kinderlosigkeit den fiir die Abwerdung des
| Klégers maBgeblichen‘Gfund'gesehen, oder ob es nicht doch
die im Zusammenhang mit der Kinderlosigkeit*aufgetretenen
Schwierigkeiten als Abwendungsgrund hinreichend berilicksich-
tigt hat. Jedenfalls hat das Berufungsgericht mit Recht die
Verantwortung, die die Eheleute fiir den Fortbestand und die
Entwicklung ihrer'Ehe‘aﬁchAdann haben, wenn diese durch
Schwierigkeiten der angegebenen Art belastet ist, nicht
gering bemessen. Die FéStstellung,'ob die Bélastungen 80
wgroB waren, daB dze Abwendung des Ehegatten unter Beriick-
81cht1gung seiner gelstlgen und korperlzchen Krifte und
seiner Bemuhungen, dle_SchW1erigke;ten zu iberwinden, ent-
schuldbar oder doch.gegenﬁber diesen Belastungen als die
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geringere Zerriittungsursache erscheint, kann jedoch nur
getroffen werden, wenn alle filir die zZntwicklung der Ehc
erheblichen Umstdnde erschdpfend in die Priifung einbezo-

gen sind.

3. Ein abschlieBendes Urteil dariiber, ob das geschehen

‘und dabei die sich aus der Ehe ergebenden Pflichten rich-

- tig beurteilt worden sind, ist dem Revisionsgericht auf

) Grund des ihm Zugﬁhglich gemaéhten ProZeBStoffes derzeit .
nicht mbglich. B | |

In dem Tatbestand‘des BerufungSurteils wird mitgeteilt, -
; "daBl die Parteien vor dem Einzelrichter und dem Senat person-
lich gehdrt worden seien; insoweit werde auf die Verneh-
.lmungsniederschrift, in der die Ergebnisse der vor dem Ein-
zelrichter durChgefﬁhrten Vernehmung enthalten sind, Bezug
.igenommen. Die Vernehmung vor dem Einzelrichter ist, wie das
‘Protokoll ergibt, nach § 619 ZP0 erfolgt, und zwar zu Be-

. weiszwecken; darum, daB die Partelen lediglich ihren Par-

‘telvortrag klarstellten und erginzten, handelte es sich

 ”3,_ersicht1ich nicht. Auch die Anhdrung vor dem vollbesetzten

Berufungogericht sollte, wie aus der Verfligung dcs Vorsitzen-
. den, durch die das persdnliche Erscheinen angeordnet wurde,
~erkennbar ist, nach § 619 ZPO erfolgen. DaB die AnhOrung

'“2ﬂauch durchgefuhrt worden ist, ergibt sich nicht aus dem

' 01tzungsprotokol1 sondern allein aus dem erwahnten Hin-
‘weis in dem Urteilstatbestand Nlrgends ist niedergelegt,
-~ was die Partelen dabel angegeben haben. Mogllch wire es,

' daB manche ihrer Angaben ‘in der Sachverhaltsschllderung

‘des Tatbestandes ihren Niederschlag gefunden haben; er-
kennbar ist das aedoch nicht. Im librigen kann nur ange-




nommen werden, dafl auch diese Vernehmung zu Beweiszwecken
erfolgt ist, denn es muBte dem Berufungsgericht in seiner
vollen Besetzung darauf ankommen, auf Grund der personli-
chen Erklarungen der Parteien Kenntnis von dem Verlauf ih-
rer Ehe zu erhalten. Andererseits 14t sich daraus, daBl in

.dem Tatbestand des Berufungsurteils allein die Niederschrift

Uber die Vernehmung vor dem Einzelrichter in Bezug genommen
ist, nicht schlieBen, daB die Parteien vor dem Senat nichts

—.anderes als bei ihrer ersten Vernehmung.gesagt haben. Wenn

das der Fall gewesen wdre und sich deshalb eine erneute

Protokollierung eriibrigt h&@tte, hitte es deutlich zum Aus-
druck gebracht werden mﬁssén. Dies ist vor allem um deswil-
len nach Ansicht des,erkenhenden Senats unbedingt erforder-

- lich, weil die Parteien die Feststellungen des Urteils iber
-den Inhalt ihrer Aussage zum Gegenstand eines Antrags auf

Tatbestandsberlchtlgung machen konnen, wenn sie die getrof-
fenen Feststellungen fir unrichtig halten (% 320 ZP0O). Dies
kénnen sie aber nur, wenn sich aus dem Tatbestand fiir sic

- klar und eindeutig ergibt, ob eine Feststellung iliber die

Augsage getroffen ist und nichi{ etwa ein Mangel im Tatbe-

- stand vorliegt (§ 313_Abs, 1_Nr,.3,ZRO). Geniligt hitte es

auch, wenn nur die Angaben'der'Parteien, die von den bei
der -ersten Vernehmung vor dem Einzelrichter gemachten ab-
wichen oder in der Niederschrift iiber diese nicht enthalten

.«waren, angegeben vvurden  und h1n81chtllch glelcher Aussagm1 _

auf die Nlederochrlft uber die erste Vernehmung verwiesen

© wurde; aber auch das ist nicht geschehen.

- Die Revision hat vorgetragen und durch. die Benennung
des in der Verhandlung vor dem Berufungsgericht anwesenden
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damaligen ProzefBlbevollmichtigten des Kldgers unter Bewecis
gestellt, daB die Vernehmung vor dem Senat ein zum Teil
iiber die Vernehmung vor dem Einzelrichter hinausgchendes
Ergebnis gehabt habe. So soll der Kliger bei der Verneh-
mung vor dem Senat erklart haben, er habe die unnatiirli-
chen Manipulationen der'Frau vor dem ehelichen Verkehr
nicht mehr ertragen konnen und die Beklagte immer wieder
gebeten, diese Dinge zu unterlassen. Nach der Niederschrift
iber die Vernehmung des Kl&dgers vor dem Einzelrichter hat
er dagegen erkldrt, er habe das Verhalten der Beklagten
nicht als ehezerrﬁttend'empfunden, allerdings habe er sie
gebeten, den Geschlechtsverkehr nicht so zu reglementiercn,
gondern den natiirlichen Gefiihlen zu iberlassen. Ferner soll
der Klidger vor dem Senat erkldrt haben, er habe die Mog-
lichkeit einer Adoption von Kindern mit der Beklagten be-
gprochen und ihr bestimmte Beschidftigungen ermdglicht, um

liber die Kinderlosigkeit hinwegzukommen; im Berufungsurteil

wird mit einem Hinweis auf das Eingestédndnis des Kligers
das;gegenteil festgestellt.

Der erkennende Senat hat nicht die Aufgabe und nicht
die Moglichkeit, durch eine Beweisaufnahme festzustellen,
ob die zweite, vor dem vollbesetzten Berufungsgericht durch-
‘gefﬁhrte Vernehmung der Parteien Ergebnisse gehabt hat, dic
von denen der ersten Vernehmung abweichen, und ob die Er-
gebnisge der zweiten Vernehmung etwa AnlaB zu der Annahme
- geben konnten, daB das Berufungsgericht den Sachverhalt
nicht unter durchweg zutreffenden rechtlichen Gesichtspunk-
~ ten oder nicht erschdpfend oder nicht nach dem vollen Ge-

- wicht der der Entscheidung gugrunde liegenden Vorginge be-
urteilt hat. Es liegt, da infolge Fehlens der Protokollie-




- macht zu prﬁfen, ob die getroffenen tatsdchlichen Fest-
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rung def Aussagen die tatsichlichen Unterlagen des an-
gefochtenen Urteils nicht in vollem Umfang ersichtlich
sind, ein Mangel im Tatbestand vor, der es unmdglich

stellungen verfahrensrechtlich einwandfrei erfolgt sind,
und der eine erschtpfende sachliche Nachpriifung des an-
gefochtenen Urteils verhindert (BGHZ 40, 84). Dieses Ur-
teil muBAdeshalb'aufgehoben und der Rechtsstreit an das
Berufungsgericht zuriickverwiesen werden.

4. Das Urteil des Berufungsgerichts, das den Wider-
spruch der Beklagten gegen das auf § 48 EheG gestiitzte
Scheidungsverlangen hat durchgreifen lassen, enthdlt kei-
ne Ausfﬁhrungen dariiber, ob die Beklagte an die Ehe ge-
bunden'iét und die zumutbare Bereitschaft besitzt, die
Ehe fortzusetzen. Die Bemerkung, aus den dargelegten -
die Fragé der uberwiegehden Zerriittungsschuld betreffen-
den - Griinden sei der Widerspruch zul&issig und beachtlich,

besagt in diesem Zusammenhang nichts. Auch der in anderem
Zusammenhang gegebene Hinweis darauf, daB die Beklagte in
Briefen:aus den Jahren 1961 und 1962 angeboten habe, in
die eheliche Wohnung zurickzukehren, geniigt nicht, denn

~er bezieht sich allein darauf, ob die Beklagte durch ih-

ren langen Aufenthalt in Koblenz eine schwere Eheverfeh-
lung begangen habe. |

Zwar hat der Klédger das Fehlen der Bindung oder der
zumutbaren Fortsetzungsbereitschaft nachzuweisen. Bei den
Tatsachen, aus denen sich das ergeben soll, handelt es
sich um ehefeindliche Tatsachen, die das Gericht nicht
von Amts wegen zu ermitteln hat, sondern die der Klidger
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in den ProzeB einfiihren mufB. Aber das schlieBt nicht aus,
daB8 das Gericht den gesamten ProgeBlstoff, der Gegenstand

des Verfehrens gewesen ist, deraufhin wiirdigt, ob sich

- daraus etwa fiir das Fehlen der Bindung und der Fortsetzungs-
vereitschaft bei dem der Scheidung widersprechenden Ehegat-
ten Anhaltspunkte ergeben. Selbst dann, wenn im Gegenteil
erhcbliche Anzeichen dafiir hervorgetreten sind, dalBl der
beklagte Ehegatte an die Ehe gebunden und bereit ist, sie,
fortzusetzen, und wenn der Kldger sich nicht ausdriicklich
auf das Fehlen der Bindung und der Fortsetzungsbereitschaft
berufen hat, ist es geboten, daBl das Gericht sich mindestens,A
kurz dazu duBert. Es ist rechtlich bedenklich, dafl die Kla-
ge wegen des Widerspruchs der Beklagteh gegen die Scheidung
abgewiesen wird, ohne daB in dem Urteil die Einstellung,

die dieser Ehegatte im Zeitpunkt der letzten miindlichen Ver-
handlung zur Ehe gehabt hat, auch nur beriithrt wird. |

Ascher Raske Johannsen

Dr. Graf von der Milhlen




	BUNDESGERICHTSHOF

	(M NAMEN DES VOLKES

	RflHHljHIHK» SB^etraße




